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1. (1)Die zuständige Behörde eines oder mehrerer Mitgliedstaaten kann das zentrale Verbindungsbüro ersuchen,

eine gemeinsame Prüfung durchzuführen. Das zentrale Verbindungsbüro hat das Ersuchen um eine gemeinsame

Prüfung innerhalb von 60 Tagen nach dessen Erhalt zu beantworten. In begründeten Fällen kann das zentrale

Verbindungsbüro das Ersuchen ablehnen.

2. (2)Gemeinsame Prüfungen sind in vorab vereinbarter und koordinierter Weise, einschließlich der

Sprachenregelung, im Einklang mit den österreichischen Vorschriften durchzuführen. Das zentrale

Verbindungsbüro hat einen Vertreter zu benennen, der für die Beaufsichtigung und Koordinierung der

gemeinsamen Prüfung in Österreich zuständig ist.

3. (3)Die Rechte und Pflichten der an der gemeinsamen Prüfung teilnehmenden Bediensteten der anderen

Mitgliedstaaten werden – sofern diese bei Tätigkeiten in Österreich zugegen sind – nach österreichischem Recht

festgelegt. Die Bediensteten eines anderen Mitgliedstaats haben die österreichischen Rechtsvorschriften zu

befolgen, sie dürfen dabei jedoch keine Befugnisse ausüben, die über die Befugnisse hinausgehen würden, die

ihnen nach dem Recht ihres Mitgliedstaats zustehen.

4. (4)Die österreichische Abgabenbehörde hat die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um

1. 1.zu ermöglichen, dass Bedienstete aus anderen Mitgliedstaaten, die an den gemeinsamen

Prüfungstätigkeiten teilnehmen, zusammen mit den österreichischen Bediensteten und unter Einhaltung

der österreichischen Verfahrensregelungen Einzelpersonen befragen und Aufzeichnungen prüfen können;

2. 2.sicherzustellen, dass die bei diesen gemeinsamen Prüfungstätigkeiten gesammelten Beweise, auch

hinsichtlich ihrer Zulässigkeit, unter den gleichen rechtlichen Bedingungen bewertet werden können wie im

Fall einer in Österreich durchgeführten Prüfung, an der nur österreichische Bedienstete teilnehmen; dies gilt

auch während jeglicher Rechtsmittelverfahren; und

3. 3.sicherzustellen, dass die Personen, die einer gemeinsamen Prüfung unterzogen werden oder davon

betroffen sind, über dieselben Rechte verfügen und dieselben Pflichten haben wie im Fall einer Prüfung, die

ausschließlich durch österreichische Bedienstete durchgeführt wird; dies gilt auch für alle Verfahren, auf die

sich der Prüfungsvorgang auswirkt – auch wenn sie erst nach Abschluss der Prüfung geführt werden.

5. (5)Die an einer gemeinsamen Prüfung beteiligten Organe haben sich zu bemühen, sich auf den Sachverhalt und

die Umstände, die für die gemeinsame Prüfung relevant sind, zu einigen und auf der Grundlage der Ergebnisse

der gemeinsamen Prüfung zu einer Einigung über den steuerlichen Status der geprüften Personen zu gelangen.

Die Feststellungen der gemeinsamen Prüfung sind in einem Prüfungsbericht darzulegen. Punkte, in denen sich

die an der gemeinsamen Prüfung beteiligten Organe einig sind, sind im Prüfungsbericht wiederzugeben.

6. (6)Die geprüften Personen sind über das Ergebnis der gemeinsamen Prüfung zu unterrichten, wozu auch eine

Kopie des Prüfungsberichts gehört, die innerhalb von 60 Tagen nach seiner Erstellung übermittelt wird. Eine

Kopie des Prüfungsberichts ist jeweils an alle teilnehmenden Organe der beteiligten Behörden zu übermitteln.
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